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a) Bei dem  N achw eis der A utorisierung eines Zahlungsvor­
gangs m ittels eines Z ah lungsauthentifizierungsinstrum ents ist 
nach § 675w Satz  3 B G B  V oraussetzung einer Anw endung der 
G rundsätze des A nscheinsbew eises, dass auf G rundlage ak ­
tueller Erkenntnisse die allgem eine praktische U nüberw ind- 
barkeit des eingesetzten Sicherungsverfahrens sow ie dessen 
ordnungsgem äße A nw endung und fehlerfreie Funktion im 
konkreten Einzelfall feststehen.
b) D er Z ahlungsdienstnutzer m uss zu r Erschütterung eines 
für die A utorisierung eines Z ahlungsauftrags sprechenden 
Anscheinsbew eises keinen konkreten und erfolgreichen A n­
griff gegen das Authentifizierungsinstrum ent vortragen und 
beweisen, sondern  kann sich  auch auf außerhalb des Sicher­
heitssystem s des Z ahlungsdienstleisters liegende U m stände 
stützen, die fü r einen nicht autorisierten Zahlungsvorgang 
sprechen.
c) E s  gibt keinen einen A nscheinsbew eis rechtfertigenden 
Erfahrungssatz, dass bei einem  M issbrauch des O nline-Ban­
kings, wenn die N u tz u n g  eines Zahlungsauthentifizierungsin- 
strum ents korrekt aufgczcichnct w orden und die Prüfung der 
A uthentifizierung beanstandungsfrei geblieben ist, eine kon ­
krete grob fahrlässige P flichtverletzung des Zahlungsdienst­
nutzers nach § 675v A bs. 2  B G B  vorliegt.
d) Z u r A nw endbarkeit der G rundsätze der A nscheinsvoll­
m acht und eines H andelns unter frem dem  N am en bei einem 
M issbrauch des O nline-Bankings......................................................  331

a) Verstirbt der K läger w ährend des R echtsstreits und wird 
er vom  Beklagten und einem  D ritten als M iterben beerbt, so 
w ird der P rozess au f K lägerseite allein vom  D ritten fortge­
führt und behält der Beklagte seine prozessuale Stellung bei.
b) D ie  unentgeltliche G ebrauchsüberlassyng von W ohn- oder 
G eschäftsräum en ist regelm äßig auch bei Janger V ertragslauf­
zeit Leihe und selbst dann nicht form feedürftig, wenn das 
R echt des Verleihers zu r E igenbedarfskündigung vertraglich 
ausgeschlossen ist.
c) D ie langfristige Verleihung von Wohn- und G eschäfts­
räum en durch den Vorerben ist schon deshalb nicht wegen 
U m gehung des gemäß § 2113 B G B  bestehenden V erfügungs­
verbots sittenw idrig, w eil der N acherbe in dieser Stellung 
hierdurch nicht gebunden ist. Bereits aus diesem  G rund führt 
der A bschluss eines langfristigen Leihvertrags über Räum e 
durch den Vorerben auch nicht dazu, dass die E rbschaft im 
Sinne des § 2138 A bs. 2 B G B  verm indert w ird........................ . 357
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a) D er Schaden des Architekten w egen eines sich im Bauw erk 
seines A uftraggebers bereits verkörperten Planungsm angels 
des vom  Architekten beauftragten Fachplaners liegt darin, 
dass dem  A uftraggeber gegen den Architekten aufgrund des 
Planungsm angels Schadensersatzansprüche zustehen. Von 
diesen Ansprüchen hat ihn der Fachplaner im Wege des Scha­
densersatzes freizustellen.
b) D ie  eine Sekundärhaftung des Architekten gegenüber sei­
nem A uftraggeber begründende Pflichtverletzung bildet einen 
selbständigen H aftungsgrun d in diesem  Vertragsverhältnis, 
den sich der vom  Architekten beauftragte Fachplaner nicht 
zurechnen lassen m uss.
c) D as Recht des A rchitekten, den H onoraranspruch des
von ihm beauftragten Fachplancrs wegen M ängeln der von 
diesem  erbrachten P lanungsleistung zu mindern, w ird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass er sein H o n orar von seinem  
A uftraggeber vollständig erhalten hat............................................. 372
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